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Mehrwertsteuererhöhung und 
AHV-Plünderung stoppen!

Die SVP bekämpft diese höchst schäd-
liche Mehrwertsteuererhöhung mit 
aller Kraft. Es wäre absolut verant-
wortungslos, den Bürgern und den 
Unternehmungen in der aktuellen 
Wirtschaftskrise zusätzliche fi -
nanzielle Belastungen aufzubür-
den. Dies würde die Kaufkraft 
weiter einschränken, den Kon-
sum sowie die Investitionen 
weiter schwächen und in der 
Folge zusätzlich Arbeitsplätze 
gefährden.
Zudem wird dem AHV-Fonds mit 
der aktuellen Vorlage einmal 
mehr Geld entzogen, welches 
im maroden System der Invali-
denversicherung versandet. 5 
Milliarden Franken AHV-Renten-
guthaben würden so zweckent-
fremdet, obwohl dem Volk frü-
her bereits versprochen wurde, 
dass die Golderlöse aus der Na-
tionalbank einzig der AHV zugu-
te kommen. Deshalb setzt ein 
Nein auch hier ein deutliches 
Zeichen: Hände weg von der 
AHV!

Am 27. September 2009 stimmt das Schweizer Stimmvolk über die Erhöhung der Mehrwert-
steuer auf 8 Prozent ab. Einmal mehr sollen der Bevölkerung 1,2 Milliarden Franken zusätzli-
che Mittel aus der Tasche gezogen und zusätzlich 5 Milliarden Franken aus der AHV in die 
marode IV transferiert werden. Die SVP ver-
langt eine ausgabenseitige Sanierung der 
Invalidenversicherung und konsequente 
Missbrauchsbekämpfung – ohne zu-
sätzliche Steuergelder und ohne 
Raubzug auf unsere Altersrenten!
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Nationalrat Toni Brunner, Präsident SVP Schweiz, Ebnat-Kappel SG

CVP – die 
Konkordanzmörderin?

Nun stehen also wieder Bundesrats-
ersatzwahlen an. Bundesratswahlen 
sind eine ernsthafte Sache. Es geht 
um das Wohl unseres Landes. Die 
SVP will Vertreter in der Regierung, 
die für unsere Bürgerinnen und Bür-
ger und unsere schöne Schweiz ein-
stehen. Auch das Volk will das, wie 
dieses anlässlich der eidgenössi-
schen Wahlen 2007 deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat. Die SVP 
wurde mit 29 % zur wählerstärksten 
Partei. Die FDP erreichte lediglich 
15,6 %, die CVP nur gerade 14,6 %. 
Der Anspruch der SVP auf einen 
zweiten Bundesratssitz ist damit un-
bestritten. 

Doch leider sehen nicht alle Parteien 
in den Bundesratswahlen eine ernst-
hafte Angelegenheit. Ansprüche mel-
den vorab all diejenigen an, die sie 
gar nicht ausweisen können. Die 
Spiele, die wir bereits rund um die 
Abwahl von Bundesrat Christoph 
Blocher und vor der Wahl von Bun-

desrat Ueli Maurer erlebt haben, 
scheinen munter weiterzugehen. 
Auch jetzt schielt beispielsweise die 
CVP bereits wieder um Unterstüt-
zung zur Linken. Da fragt man sich 
natürlich unweigerlich: ein Pakt, der 
vor Jahren geschmiedet wurde? Ein 
Pakt, bei dem es um den Todesstoss 
für die Konkordanz geht? Die CVP 
als Mörderin der Konkordanz?

Neu- oder Wiederwahlen des Bun-
desrates sind sorgfältig und mit 
grösster Ernsthaftigkeit vorzuberei-
ten. Das Wahlgremium ist noch im-
mer die Vereinigte Bundesversamm-
lung, die direkt vom Schweizer Volk 
gewählt wird und entsprechend auch 
das Schweizer Volk zu vertreten hat. 
Die SVP setzt auf tiefere Steuern, 
den eigenständigen Weg der Schweiz 
ausserhalb der EU und mit der Aus-
schaffungsinitiative und weiteren 
Verschärfungen im Strafrecht auf 
mehr Sicherheit. Sie will auch eine 
Umkehr in der Schulpolitik und eine 

Stärkung der Eigenverantwortung 
bei der Erziehung. 

Für die SVP muss der kommende Bun-
desrat Kompetenz in Wirtschafts- und 
Finanzfragen mitbringen, Führungser-
fahrung haben und bedingungslos für 
die Schweiz einstehen. Aus diesem 
Grund führen wir von der SVP Gesprä-
che mit der FDP und der CVP, stellen 
diesen die Frage nach der Konkordanz, 
der künftigen Zusammensetzung der 
Regierung und dem Anspruch der SVP 
auf einen zweiten Sitz im Bundesrat. 
Nach den Gesprächen wird die SVP 
darüber entscheiden, ob und wann wir 
mit einer eigenen Kandidatur antreten. 
Der Zentralvorstand der SVP Schweiz 
hat deshalb beschlossen, dass die 
Westschweizer Kantonalparteien ein-
zuladen sind, der Fraktion bis zum 
14. August 2009 mögliche Kandidatu-
ren zu melden. Dabei dürfen auch 
ausgewiesene Führungspersönlichkei-
ten aus der Wirtschaft nicht vergessen 
werden. 

Seit mehr als 30 Jahren sind wir erfolgreich für unsere Kunden in den Bereichen politische Kommunikation und
Wirtschaftswerbung tätig.

Für die SVP Schweiz, verschiedene SVP-Kantonal- und Stadtparteien, für Politikerinnen und Politiker, für Verbände,
Vereine und Stiftungen sowie für KMU-Betriebe in der ganzen Schweiz. Zupackend, kostenbewusst und termintreu.

Und dies in den Bereichen
• Wahl- und Abstimmungswerbung • Campaigning und Persönlichkeitsprofilierung • Lobbying und PR
• Produkte- und Dienstleistungswerbung • Eventorganisation

Dabei haben wir eines immer wieder bewiesen: Mit einer klaren Zielsetzung, einer gutdurchdachten Strategie
und einer emotionalen und verblüffenden Umsetzung die Botschaft zielgerecht zu verbreiten und – wo nötig –
Medienaufmerksamkeit zu schaffen.

GOAL AG für Werbung, PR und Events

Alexander Segert
Geschäftsführer

Tel 043 499 24 00, info@goal.ch, Postfach, 8600 Dübendorf/ZH

Wir wollen Ihren Erfolg.
AG für Werbung und Public Relations
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«Staatsmann» – «grosser Patriot» – 
«herausragende Arbeit» – «unermüd-
licher Einsatz». Mit solch üppigen 
Wortgirlanden bekränzte der FDP-
Pressedienst den Abgang von Bun-
desrat Pascal Couchepin. Gleichzeitig 
äusserten seine Parteifreunde nicht 
nur hinter vorgehaltener Hand ein er-
leichtertes «Uff». Zu deutlich erkann-
ten sie im selbstgefälligen Walliser 
die zuverlässigste Konstante des frei-
sinnigen Niedergangs. Was ihnen als 
Erklärung ganz bequem war. Wahl-
niederlage 1999? Wegen Couchepins 
Chaos rund um die Expo! Wahlschlap-
pe 2003? Wegen Couchepins Vor-
schlag von Rentenalter 67! Wahlde-
bakel 2007? Wegen Couchepins Du-
ce-Blocher-Vergleich! Nun ist die 
FDP den besten aller Sündenböcke 
los. Und plötzlich wieder selber 
verantwortlich für Erfolg oder Miss-
erfolg. 

Couchepin habe immer die Interes-
sen der Allgemeinheit gegen Einzel-
interessen verteidigt, so die FDP. Und 
der so Belobigte glaubte es schliess-
lich selber. Er sei besonders stolz – 
diktierte er der «NZZ am Sonntag» –, 
dass er nie seine Interessen über 
jene des Landes gestellt habe. Dabei 
hatte er am Tag seines Rücktritts 
den Journalisten eine fein säuberli-
che Aufl istung seiner 27 persönli-
chen Wahlen verteilen lassen. Kein 
zukunftsweisendes Dossier. Keine 
realisierte Sachvorlage. Keine politi-
sche Wegmarke. Die eigene Karrie-
re war ihm wichtigstes Projekt, 
die Wiederwahl sein Hauptziel, 
das Ego sein Programm. Als «äus-
serst erfolgreicher Bundespräsi -
dent» gefi el es dem Innenminister 
am besten im Ausland. Gerne erin-
nern wir uns an seine eminenten 
Reisen nach Asarbeidschan, Libanon 
und Marokko.

Laut FDP hat Pascal Couchepin «im-
mer diejenige Entscheidung getrof-
fen, die gut für das Land war». Ein 
Ruck ging durchs Land, als er seinen 
persönlichen Mitarbeiter anwies, 

vertrauliche Tourismus-Mitberichte 
des Kollegen Christoph Blocher im 
Wallis zu verbreiten. Es herrschte 
landesweite Begeisterung, dass 
Couchepin zu einem geringen Miet-
zins ganz allein sechs Prachtzimmer 
im bundeseigenen Wattenwyl-Palast 
bewohnte. Spürbar das Aufatmen im 

Nationalrat Christoph Mörgeli, Stäfa (ZH)

Unermüdlich für 
sich selber

Land, als er den Krankenkassen be-
fahl, ihre Reserven zu plündern. Wel-
che Wohltat für das Land, als er be-
schloss, die jährliche Erhöhung der 
Prämien nicht mehr persönlich zu 
kommunizieren. Wie soll ihm das 
Land je danken, dass es für die Inva-
lidenversicherung acht Milliarden 
mehr Mehrwertsteuer bezahlen und 
fünf Milliarden aus der AHV um-
schichten darf? Und wo stünde un-
ser Land, wenn es Couchepin 
nicht gelungen wäre, seine wel-
schen Parteikollegen von der Ab-
wahl Blochers zu überzeugen?

Nun trauert der Staatsmann, dessen 
cholerisches Temperament zu unbe-
herrschten Ausfällen neigte, in seiner 
Hauszeitung «NZZ am Sonntag» den 
entgangenen Möglichkeiten nach. 
Ja, er sei offen gegenüber Europa 
und gehe davon aus, dass wir der EU 
beitreten. Ja, die Schweiz brauche 

einen mehrjährigen, von der mühsa-
men Departementsarbeit entlasteten 
Bundespräsidenten. Ja, er hätte die-
se Rolle sehr gerne ausgefüllt (Origi-
nalton: «Das wird Sie wohl kaum 
überraschen!»). Ja, die Kleinparteien 
seien eine Gefahr für die Stabilität 
des Landes. Denn Monsieur Couche-
pin liebt es nicht, dass die mächti-
gen Grossparteien im demokrati-
schen Wettbewerb ständig heraus-
gefordert werden, Ja, er sei stolz, 
dass es ihm gelungen sei, als Politi-
ker nie populär zu werden. Bei ernst-
haftem Nachdenken über die wirkli-
chen Gründe würde ihm vielleicht 
klar werden, dass die Bevölkerung 
sehr genau weiss, welchen Politi-
kern sie das Vertrauen schenkt: 
Gewiss zuletzt denjenigen, die 
spürbar nur an sich selber den-
ken.  

Christoph Blocher hat sich an der 
Universität St. Gallen als Dozent für 
Wirtschaftsethik beworben. Er sei 
dafür mit 68 Jahren zu alt, tönte es 
von dort zurück. Der 67-jährige Pas-
cal Couchepin aber ist nicht zu alt 
für ein devotes Angebot  seiner Un-
tergebenen von der ETH Lausanne 
als Dozent «für Schweizer Politik und 
Wirtschaft». Für den Misserfolg ist 
man hierzulande nie zu alt.

? ?
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In der Krise ist es die grundlegende Auf-
gabe des Staates, seine Bürger und 
Unternehmungen zu entlasten und nicht 
den Staatshaushalt weiter aufzublähen. 
Genau dies würde bei einer Annahme 
der Abstimmungsvorlage vom 27. Sep-
tember 2009 über eine Mehrwertsteu-
ererhöhung jedoch passieren.

8,4 Milliarden Franken 
zusätzliche Steuerlast

Sämtliche Parteien mit Ausnahme der 
SVP wollen die Mehrwertsteuer um 
proportional 0,4 Prozent auf 8 Prozent 
erhöhen, um damit ein marodes Sozi-
alwerk ohne notwendige Reformen 
weiter fi nanzieren zu können. Hierfür 
nehmen sie in Kauf, dass alle Bürger 
– vor allem aber Familien und wenig 
Verdienende, welche überproportional 
betroffen sind – mehr Steuern zahlen 
müssen. Zusätzlich soll die AHV um 
5 Milliarden Franken geplündert wer-
den. Die Konsequenzen dieses ver-
antwortungslosen Handelns sind gra-
vierend.
Während andere Staaten in Europa – 
etwa Grossbritannien – ihre Bürger in 
der schwierigen Wirtschaftssituation 
durch eine Senkung der Mehrwertsteu-
er entlasten, plant in der Schweiz eine 
Koalition aus FDP, CVP und Linkspartei-
en das Gegenteil: Mit der vorgeschlage-
nen Mehrwertsteuererhöhung würden 
den Schweizerinnen und Schweizern 
jährlich zusätzliche Steuern in der Höhe 
von 1,2 Milliarden Franken aufgebürdet 
– über die Laufzeit von 7 Jahren ergibt 
das eine Steuererhöhung von weit über 
8 Milliarden Franken. Dieser massive 
Kaufkraftverlust schwächt unsere Bin-

nenwirtschaft weiter. Der damit verbun-
dene Konsum- und Investitionsrück-
gang kann nicht mit Konjunkturpro-
grammen und Stützungsmassnahmen 
wettgemacht werden. Deshalb verlangt 
die SVP einen konsequenten Verzicht 
auf solche Massnahmenpakete und 
fordert stattdessen spürbare Steuer-
senkungen, um Konsum und Wirtschaft 
anzukurbeln.

IV ausgabenseitig sanieren

Die SVP hat sich im Vertrag mit dem 
Volk verpfl ichtet, konsequent für tiefe-
re Steuern für alle einzutreten. Diesem 
Grundsatz bleiben wir auch in der ak-
tuellen Frage treu. Der stetige Ausbau 
des Staatshaushaltes, wie ihn die an-
deren Parteien einmal mehr anstreben, 
ist kein gangbarer Weg, um die Proble-
me in den maroden Sozialversicherun-
gen langfristig zu lösen. Vielmehr gilt 
es die ausgabenseitige Sanierung – 
insbesondere bei der IV – jetzt konse-
quent anzugehen. 

Unternehmer und Nationalrat Hansruedi Wandfl uh, Frutigen (BE)

Nein zur Erhöhung der 
Mehrwertsteuer

Aufgrund des stetigen Leistungsaus-
baus ist die IV immer mehr zu einer 
«Komplementär-Sozialhilfe» verkom-
men. Auch heute gibt es in der IV, neben 
den wirklichen Invaliden, eine grosse 
Anzahl von Bezügern, die dem IV-Begriff 
des Gesetzgebers nicht entsprechen. 
Die Zahl der IV-Rentner stieg seit 1990 
von rund 164 000 auf knapp 300 000. 
Dies heisst, dass es heute 78 Prozent 
mehr IV-Rentner gibt als noch 1990 und 
gar 138 Prozent mehr als noch 1980.

Steuererhöhungen gefährden 
auch Arbeitsplätze

Auch ohne höhere Mehrwertsteuer 
steigen die Zwangsabgaben und Kos-
ten für Haushalte und Unternehmun-
gen in der Schweiz ungebremst an. 
Explodierende Krankenkassenprämi-
en, massiv höhere Strompreise oder 
die geplante Verdreifachung der CO-
Abgabe belasten das Budget und die 
Portemonnaies. Auch für die Industrie 
wird durch diese Zusatzkosten die 
Produktion entscheidend verteuert. 
In der Folge lahmt die Wirtschaft erst 
recht und die Arbeitslosigkeit nimmt 
weiter zu. Welche Konsequenzen dies 
haben wird, lässt sich nur erahnen. 
Bereits in den letzten Monaten entwi-
ckelten sich die Zahlen dramatisch: 
Während noch im September 2008 
95 980 Personen (2,4 %) arbeitslos 
waren, stieg diese Zahl innert nur we-
niger Monate auf 135 128 Personen 
(3,4 %) per Ende Mai 2009 an. Im Ok-
tober 2008 wuchs die Kurzarbeit ge-
genüber dem September 2008 um 
sagenhafte 66,7 Prozentpunkte! Und 
die Wirtschaftsprognosen lassen keine 

rasche Verbesserung der Situation er-
warten. Das SECO hat die Wachstums-
zahlen stark nach unten korrigiert und 
erwartet, dass die Wirtschaft im Jahr 
2009 um 2,7 Prozent schrumpfen 
wird. Die Prognosen werden laufend 
noch nach unten korrigiert.

Fiskalische Anreize als 
Wirtschaftsmotor

Angesichts dieser Konjunktursituation 
müssten eigentlich Bundesrat und Par-
lament alles daransetzen, um die Wirt-
schaft mit wirksamen fi skalischen An-
reizen am Laufen zu halten. Hierzu sind 
schnell zu implementierende Massnah-
men nötig. Neben der Senkung der 
Mehrwertsteuer sind dies: Einfrieren der 
Krankenkassenprämien, Sistierung der 
Autoimportsteuer, steuerliche Entlastung 
der Familien ohne Diskriminierung der 
Familienformen bei den Abzügen, Ver-
kürzung der Zahlungsfristen von Aufträ-
gen des Bundes, Verlängerung der Zahl-
fristen für Steuern sowie der rasche 
Ausgleich der kalten Progression. 
Mit der Senkung der Mehrwertsteuer 
verfügt der Bundesrat über ein wirksa-
mes, einfaches und vor allem kosten-
günstiges Rezept zur Steigerung der 
Kaufkraft und damit zur Ankurbelung 
des Konsums und der Investitionen. 
Selbst sozialdemokratisch regierte 
Länder wie Grossbritannien haben die-
sen Schritt bereits getan und ihre 
Mehrwertsteuer zur Bekämpfung einer 
drohenden Rezession gesenkt. Die bri-
tische Regierung hat im November 
2008 beschlossen, die Mehrwertsteu-
er ab Dezember 2008 bis Ende 2009 
um 2,5 Prozentpunkte zu senken, um 
die Konjunktur anzukurbeln.
Die Mehrwertsteuererhöhung, wie 
sie vom Bundesrat und von der 
Mitte-links-Mehrheit des Parla-
ments angestrebt wird, ist ein völlig 
verfehltes Zeichen in einer wirt-
schaftlich schwierigen Situation. 
Eine weitere Schwächung der Kauf-
kraft würde die Schweizer Wirtschaft 
in unverantwortlicher Weise zusätz-
lich lähmen. Deshalb braucht es am 
27. September ein klares NEIN zu 
dieser Abstimmungsvorlage!

Die aktuelle Wirtschaftskrise und die damit einhergehende steigende Arbeitslosigkeit trifft 
uns alle. Gerade deshalb gilt es, die ausufernde staatliche Tätigkeit zu stoppen. Nachdem 
die SVP als einzige Partei seit Jahren vor den verheerenden Auswirkungen des unkontrol-
lierten Ausbaus der Sozialversicherungen gewarnt hat, sind dessen Folgen heute nicht 
mehr zu übersehen. Aber unser Bundesrat und die Mitte-links-Parteien drücken sich davor, 
Verantwortung zu übernehmen und grundlegende Reformen umzusetzen. Vielmehr wird 
einmal mehr versucht, die fatalen Fehlentwicklungen der letzten Jahrzehnte mit zusätzli-
chen Steuergeldern und mit Staatsaktivität zu korrigieren. Die SVP lehnt deshalb die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer, welche tiefe Einkommen und Familien überproportional stark 
belastet, entschieden ab – damit allen mehr zum Leben bleibt!
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Die AHV-Rente stellt für eine Mehrheit 
der Bevölkerung die Lebensexistenz 
nach der Pensionierung sicher. Des-
halb dürfen nicht 5 Milliarden Franken 
aus dem AHV-Fonds entwendet wer-
den und zweckentfremdet dem IV-
Fonds gutgeschrieben werden. Zu-
sätzlich verliert der AHV-Fonds täglich 
rund 4 Millionen Franken, weil dieser 
die IV vorfi nanziert. Buchhalterisch 
liegen im AHV-Fonds rund 40 Milliar-
den Franken, real sind es jedoch nur 
28 Milliarden. Die 12 Milliarden Diffe-
renz entsprechen der Schuld der IV. 
Die Auftrennung des AHV- und IV-
Fonds ist nach einem NEIN an der 
Urne umgehend an die Hand zu neh-
men. Die Äufnung eines neuen Fonds 
für die IV ist jedoch nicht Sache der 
AHV, sondern hat aus den allgemei-
nen Bundesmitteln zu geschehen. Die 
Stärkung einer schwachen Institution 
(IV) darf nicht zur Schwächung einer 
anderen (AHV) führen. Ausserdem 
bricht die linke Parlamentsmehrheit 
mit dieser Vorlage einmal mehr ein 
Versprechen, dass die sogenannt 
überschüssigen Goldreserven der 
Nationalbank nur für die AHV-Sanie-
rung verwendet werden. Ein NEIN zur 
Erhöhung der Mehrwertsteuer trägt 
so zur Sicherung der wichtigsten So-
zialversicherung, der AHV, bei. 

Mitteparteien brechen 
Versprechungen

Vor der Abstimmung über die KOSA-
Initiative («Nationalbankgewinne für 
die AHV») im Jahr 2006 haben FDP 
und CVP versprochen, dass das Na-
tionalbankgold für den Fall der Ab-
lehnung der Initiative dem AHV-
Fonds und innerhalb dieses Fonds 
der AHV zugute kommen soll. Da-
mals schrieb das überparteiliche 
Komitee bestehend aus FDP, CVP 
und SVP im Argumentarium: «Die 
AHV zählt zu den grossen Errungen-
schaften unseres Landes. Sie muss 
langfristig gesichert werden. Die 

Nationalrat Max Binder, Illnau (ZH)

Vorsicht! – Die AHV 
darf nicht geplün-
dert werden!

KOSA-Initiative kann das nicht. Das 
linke Begehren kann nicht einmal 
garantieren, dass die Nationalbank-
gewinne tatsächlich für die AHV-
Renten und nicht für IV-Bezüge ver-
wendet werden.» Weiter schrieben 
sie: Bei einer Ablehnung der Initiative 
«erhält der AHV-Fonds 7 Milliarden 
Franken sofort und auf sicher – und 
zwar zugunsten der AHV.» Heute, nur 
drei Jahre nach dieser Abstimmung, 
soll alles nicht mehr gelten. Die Mit-
teparteien wollen nichts mehr von 
ihren damaligen Versprechen wis-
sen. Damit wird ein entscheidendes 
Argument, welches in der Bevölke-
rung zur Ablehnung der KOSA-Initia-
tive führte, von den anderen Parteien 
missachtet. Gleichzeitig führt dieses 
Vorgehen zur Schwächung des Ver-
trauens der Bevölkerung in die Bun-
despolitik. 

Kein Nationalbankgold für 
den IV-Missbrauch 

Noch schlimmer als die Tatsache, 
dass die Mitteparteien ihr Verspre-
chen gebrochen haben, ist, dass die 
7 Milliarden Franken Volksvermögen 
aus dem Verkauf des Nationalbank-
goldes nicht nachhaltig eingesetzt 

werden. Sie verpuffen in 4–5 Jahren, 
um die massiven Missstände in der 
IV und das daraus resultierende De-
fi zit von 1,5 Milliarden Franken pro 
Jahr über ein paar Jahre hinweg zu 
kaschieren. NEIN, das darf und kann 
nicht sein. Damit wird das Problem 
der IV nicht behoben, sondern nur 
verschoben. Gleichzeitig wird aber 
die AHV geschwächt. Die SVP, wel-
che mit der Goldinitiative die Erlöse 
aus dem Verkauf der Goldreserven 
vollkommen der AHV zugutekommen 
lassen wollte, sagt NEIN! Volksver-
mögen gehört dem Volk. Die 7 Milli-
arden Franken müssen in der AHV 
bleiben und nur den AHV-Rentnern 
zugutekommen. 

Druck auf IV-Sanierung 
hochhalten

Der mit diesem BB gewählte Sanie-
rungsansatz ist grundsätzlich falsch, 
denn neues Geld führt nicht zu einer 
anderen Einstellung und auch nicht 
zu einem anderen Verhalten gegen-
über der IV. Wenn man dem Sohn 
oder der Tochter die Handykosten un-
besehen bezahlt, werden diese erfah-
rungsgemäss laufend steigen. Wenn 
man aber sagt, wie viel pro Monat 
bezahlt wird, wird sich das Verhalten 
wohl ändern. So wäre es wohl auch 
bei der IV. Dennoch soll bei der IV 
weiter geschüttet werden. Trotz den 
bisherigen Misserfolgen – alle Zu-
satzfi nanzierungen der letzten Jahre 
sind erfolglos verlaufen – sollen wei-
tere Finanzmittel in das marode IV-
System gepumpt werden. Die SVP 
macht da nicht mit! Für uns gilt es 
nun endlich die Missbräuche in der IV 
zu bekämpfen. Die Mitte-links-Partei-
en gehen leider den bequemeren und 
einfacheren Weg. Das ist falsch: Der 
Sanierungsdruck bei der maroden IV-
Kasse ist hochzu halten, da die Ver-
gangenheit gezeigt hat, dass eine 
Zusatzfi nanzierung ohne vorherige 
Bekämpfung der Missbräuche nie er-
folgreich war. Deshalb müssen die 
Probleme im Bereich der IV jetzt mit 
aller Konsequenz angegangen wer-
den, um dieses Sozialwerk ausga-
benseitig zu sanieren und die AHV zu 
entlasten. Nur eine ausgabenseitige 
Sanierung wirkt. Aber die Mitte-links-
Regierungskoalition will die herr-
schenden Missstände – wie bereits in 
den 90er-Jahren – totschweigen und 

Der zweite Teil des Bundesbeschlusses über eine befristete Zusatzfi nanzierung der Invali-
denversicherung durch Anhebung der Mehrwertsteuersätze sieht vor, für die IV einen ei-
genständigen Ausgleichsfonds zu schaffen. Dies ist richtig. Es geht nicht an und ist ver-
werfl ich, dass der Bundesrat und die Mitte-links-Parteien gleichzeitig 5 Milliarden Franken 
aus dem AHV-Fonds zugunsten des IV-Fonds entwenden wollen. Diese 5 Milliarden Franken 
fehlen in dem Sozialwerk, in das alle einbezahlt haben und von dem auch alle profi tieren 
sollen. Bereits bei der Goldinitiative hat sich die SVP vehement dafür eingesetzt, dass die 
überschüssigen Goldreserven der Nationalbank zur Sicherung der Altersvorsorge verwen-
det werden sollen. Dieses Vorgehen ermöglichte, dass die gesamte in der Schweiz arbeiten-
de Bevölkerung am Volksvermögen teilhaben kann. Der nun geplante Griff in den AHV-
Fonds zu Gunsten der IV untergräbt und torpediert diese Idee in übler Art und Weise und ist 
deshalb strikte abzulehnen. Wer garantiert uns sonst, dass dies künftig nicht wieder pas-
siert und diese Plünderung unserer Altersvorsorge somit gar zur Dauerlösung für die IV-
Probleme werden soll?
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mit Steuergeldern sowie einem Milli-
ardenbetrag aus unserer Altersvor-
sorge zudecken. In der Form, wie sie 
vom Bundesrat und von der Mitte-
links-Mehrheit im Parlament vorge-
schlagen wurde, verkommt die Zu-
satzfi nanzierung jedoch zu einer blo-
ssen Placebosanierung der IV auf 
Kosten der AHV und der Steuerzahler.

Fazit

Die SVP steht zu einer in sich funktio-
nierenden IV. Sie soll Menschen zu-
gutekommen, die durch Invalidität in 
ihren Arbeits- und Erwerbsmöglich-
keiten eingeschränkt oder verhindert 
sind. Missbräuche sind aber konse-
quent zu bekämpfen. Das ist wichtig 
gegenüber jenen Mitmenschen, die 
sich richtig verhalten. Deshalb sind 
zuerst Missstände zu beseitigen! Eine 
Finanzierung des neuen IV-Aus-
gleichsfonds auf Kosten der AHV ist 
konsequent abzulehnen.

AHV plündern -
Steuern erhöhen?
NEIN. Denn immer neue Prämien- und Preisaufschläge mitten
in der Krise belasten Menschen und Wirtschaft bereits jetzt im
Übermass. Zum Leben bleibt immer weniger!

NEIN. Denn die AHV darf nicht zugunsten der überschuldeten
Invalidenversicherung mit 5 Milliarden Franken geplündert werden.
Um der IV wirklich zu helfen, muss der Missbrauch konsequent
bekämpft werden. Deshalb: Hände weg von unserer AHV!

Mit einer Spende auf PC 60-618593-1 unterstützen Sie diese Kampagne. Danke.
Überparteiliches Komitee gegen die Erhöhung der Mehrwertsteuer, Postfach 8252, 3001 Bern.

www.mwst-stop.ch

Nein zum
Raubzug auf
unsere AHV

Mit dem Transfer von
5 Milliarden

Franken in die IV werden
die AHV-Gelder in den
falschen Topf geworfen!

AHV

IV
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Die Frage der Verschiebung der Mehr-
wertsteuererhöhung wurde bereits am 
12. Februar in der Kommission für so-
ziale Sicherheit und Gesundheit ge-
prüft, in Kenntnis aller Umstände: Die 
wirtschaftliche Entwicklung war be-
kannt. Die Probleme, die wir mit der 
Krankenkassenversicherung, den ste-
tig steigenden Prämien haben, waren 
damals auch bekannt. Die anstehen-
den, fi nanziellen Zusatzbelastungen für 
unsere Bürger und Unternehmungen 
waren bekannt. Dennoch wurde die 
Vorlage in unveränderter Form publi-
ziert. Es ist ein Affront gegenüber dieser 
Kommission, dass die Mitte-links-Par-
lamentarier nun ein paar Wochen vor 
der Abstimmung trotzdem eine Verän-
derung vorgenommen haben.

Wir stehen im Bereich der Sozialversi-
cherungen vor einmaligen Herausfor-
derungen: Zusatzbelastungen bei der 
Arbeitslosenversicherung, bei der Kas-
se der Erwerbsersatzordnung, bei den 
Krankenkassenprämien etc. Und jetzt 
sollen die Bürger auch bei der anste-
henden Mehrwertsteuererhöhung 
massiv zur Kasse gebeten werden. 

Die SVP hat sich immer wieder gegen 
diese ungedeckten Checks zugunsten 
der Sozialversicherungen gewehrt und 
auf die Notwendigkeit der ausgaben-
seitigen Sanierungsmassnahmen hin-
gewiesen. Die Mitteparteien haben je-
doch immer wieder alle ordnungspoli-
tischen Grundsätze vernachlässigt: 
Nun werden also die FDP, CVP und die 
Economiesuisse zusammen mit den 
Linken dafür kämpfen, dass die MwSt. 
erhöht wird, statt dass die Probleme 

bei der IV gelöst werden. Die Mehr-
wertsteuererhöhung kommt im 
dümmsten Moment auf den Tisch, 
daran ändert auch der Taschen-
spielertrick mit der Last-Minute-
Verschiebung nichts! 

Rechtsstaat oder 
Bananenrepublik?

Diese geplante Erhöhung der Mehr-
wertsteuer zugunsten der IV ist falsch, 
weil sie nur Symptome bekämpft und 
die echten Probleme – nämlich den 
nach wie vor bestehenden Missbrauch 
bei der IV – kaschiert. Neue Zwangs-
abgaben und die Plünderung des AHV-
Fonds sind keine Lösungen, sondern 
sie schieben das Problem der maro-
den Invalidenversicherung lediglich 
auf und schaffen zudem weitere Prob-
lemfelder. Die AHV wird durch die 5 
Milliarden Franken, die ihr für das 
«Startkapital» der IV weggenommen 
werden sollen, deutlich geschwächt. 

Nationalrat Caspar Baader, Fraktionspräsident SVP Schweiz, Gelterkinden (BL)

Rechtsstaatlich unhalt-
bare Hauruckübung 

Zudem ist das Vorgehen von Parla-
ment und Bundesrat rechtlich nicht 
haltbar. Diese Übung ist ein trauriges 
Kapitel und insbesondere die Mitte-
links-Parteien bewegen sich hier auf 
einem unhaltbaren Pfad. Die SVP wird 
ihnen auf diesem Pfad nicht folgen, 
das kann ich versprechen!

Was in den letzten Tagen der vergan-
genen Session mit dieser Abstim-
mungsvorlage veranstaltet wurde, 
ist rechtsstaatlich gesehen ein 
Skandal, eine noch nie dagewesene 
Hauruckübung. Wir sind doch nicht in 
einer Bananenrepublik! Eine Verfas-
sungsänderung, die bereits im Bun-
desblatt publiziert worden ist, wurde 
im Widerspruch zu Artikel 58 des Bun-

desgesetzes über die politischen 
Rechte geändert. Es kümmerte an-
scheinend auch niemanden mehr, 
dass der Bundesrat die Vorlagen nach 
Artikel 10 des entsprechenden Bun-
desgesetzes vier Monate vor dem Ab-
stimmungstermin festlegen muss. Das 
kann er gar nicht mehr, dafür ist es zu 
spät. Die Linken haben sich sogar ge-
weigert – trotz meines Antrages in der 
zuständigen Kommission –, zu diesen 
Rechtsfragen ein Gutachten des Bun-
desamtes für Justiz einzuholen. Getreu 
dem Motto «Der Zweck heiligt die Mit-
tel», wird die Rechtssicherheit in unse-
rem Land einmal mehr untergraben.

Aber mit dem Verschieben des In-
krafttretens wird diese Vorlage nicht 
besser. Eine Mehrwertsteuererhö-
hung ist falsch und sie bleibt falsch. 
Letztlich ist es nicht entscheidend, ob 
die Bestimmung am 1. Januar 2010 
oder am 1. Januar 2011 in Kraft tritt; 
entscheidend ist, dass die Vorlage ei-
nen Raubzug auf die AHV und auf das 
Portemonnaie der Bevölkerung dar-
stellt. Deshalb bekämpfen wir die 
Vorlage vom Inhalt her. Kämpfen Sie 
mit uns gegen solche Spiele, damit 
allen mehr zum Leben bleibt. 

In letzter Sekunde hat das Parlament die bereits publizierte Abstimmungsvorlage abgeän-
dert und hat die Einführung der Mehrwertsteuererhöhung um ein Jahr, auf den 1. Januar 
2011, verschoben. Dieses demokratieunwürdige Spielchen ist reine Abstimmungstaktik und 
diente aus Sicht der Befürworter dazu, die Wirtschaftsverbände ins Boot zu holen. Dem Volk 
macht man falsche Versprechungen und spricht schon wieder vom wirtschaftlichen Auf-
schwung, obwohl das Land mitten in einer Rezession – wohl in der schlimmsten Krise seit 
Jahrzehnten – steckt. Ob die Mehrwertsteuer 2010 oder 2011 angehoben wird, ist egal, 
beides ist falsch. So oder so soll einmal mehr den Bürgern und Bürgerinnen Geld aus dem 
Sack gezogen werden. 

Gerold Bührer: 
Financier des 
IV-Missbrauchs 
Den Fettnapf dieses Monats verleihen 
wir dem Präsidenten des grössten Wirt-
schaftsverbandes unseres Landes. 

Dank seiner gütigen Mithilfe zu einem 
zwei Tage dauernden Staatsstreich 
konnte sich die Mitte-links-Mehrheit im 
Parlament durch Abänderung eines be-

reits vor Jahresfrist im Bundesblatt publizierten Bundesbeschlusses die Zustimmung 
des Dachverbandes der Schweizer Wirtschaft erkaufen. Widerspruch gegen Bundes-
recht hin oder her – egal! Hauptsache ist, dass Economiesuisse seine Millionen für die 
letzte Schlacht des freundfreisinnigen Couchepin springen lässt. Im Klartext setzt der 
Dachverband der Schweizer Wirtschaft damit seine Mittel für eine Steuererhöhung 
ein, welche verhindert, dass die Missstände in der IV in den nächsten sieben Jahren 
korrigiert werden. Wir erklären Gerold Bührer daher zum Freund aller Scheininvaliden 
– neben Couchepin ein anderer nobler Financier des IV-Missbrauchs freisinniger 
Schule eben.  Ihr Fettnapf

Fettnapf

des

Monats
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Obligatorium zerstört die 
Eigenverantwortung

Mit der Einführung des Obligatori-
ums muss jeder eine Krankenversi-
cherung haben. Dabei kann er aber 
nicht wählen, welche Versicherung 
er will. Er ist verpfl ichtet eine Versi-
cherung abzuschliessen, welche 
durch die Politik festgelegt wird. 
Dazu zählt eine Grundversicherung, 
welche sämtliche Risiken abdeckt. 
Vom Schwangerschaftsabbruch bis 
zur Heroinabgabe ist in dieser 
Grundversicherung alles gedeckt. 
Dies führt logischerweise dazu, dass 
die Prämien explosionsartig steigen. 
Mit den steigenden Prämien, für 
welche der Mittelstand bereits einen 
grossen Teil des Einkommens auf-
bringen muss, wird logischerweise 
auch mehr konsumiert. Der Prämi-
enzahler hat keine Möglichkeit, sich 
aus dem System auszuklinken. 

Obligatorium gehört 
abgeschafft 

Deshalb ist es dringend nötig, dass 
das Obligatorium abgeschafft wird. 
Mit der Abschaffung des Zwangs, 
eine Versicherung gemäss den Wün-
schen der Politik und vor allem der 
Lobbyisten (Ärztelobby, Pharmalob-
by, Krankenkassenlobby, Therapeu-
tenlobby und Patientenlobby) ab-
schliessen zu müssen, werden Ver-
sicherte und Versicherungen wieder 
frei, eigene Versicherungsmodelle, 
welche weniger umfangreich, weni-
ger teuer sind und vor allem mehr 
auf Selbstverantwortung basieren, 

auszuarbeiten. Es ist nicht einzuse-
hen, wieso Prämienzahler jeden 
Schnickschnack solidarisch mitbe-
zahlen müssen für Patienten, Ärzte 
und Pharmalobby, welche sich aus 
dem Geldtopf der Prämienzahler in 
Selbstbedienungsmanier alimentie-
ren. 

Prämien als neue Steuer, 
welche den Mittelstand 
ausblutet

Mit der Einführung der Verbilligung 
der Krankenkassenprämien, welche 
aus Steuermitteln fi nanziert wird, 
blutet der Mittelstand regelrecht aus. 
Bekanntlich werden die Vergünsti-
gungen an weniger bemittelte Per-
sonen ausgerichtet, wobei die Um-
verteilung heute bereits an über 
40 % der Bevölkerung erfolgt. Dies 
bedeutet, dass besser verdienende 
Familien nicht nur die vollen Prämi-
en zu bezahlen haben, sondern auch 

Nationalrat Alfred Heer, Zürich (ZH)

Explodierende Kran-
kenkassenprämien – 
was ist zu tun?

keinerlei Vergünstigungen irgend-
welcher Art erhalten. Dazu bezahlen 
die Besserverdienenden in diesem 
Lande bereits überdurchschnittlich 
Steuern, da die Steuersätze be-
kanntlich progressiv gestaltet sind. 
Die Sozialisten reiben sich ob dieser 
Entwicklung die Hände. Reichtums-
steuern wurden an der Urne stets 
abgelehnt. Mit dem System der Prä-
mienverbillligung wurde diese nun 
durch die Hintertüre eingeführt. 

Kosten senken – nicht Geld 
in ein marodes System 
hineinpumpen

Es führt kein Weg daran vorbei, dass 
die Kosten im Gesundheitswesen 
gesenkt werden müssen. Heute wer-
den die Prämien ganz einfach an die 
Kosten angepasst. Das Obligatorium 

muss abgeschaffft werden, damit 
kostengünstigere Modelle angebo-
ten werden und der Versicherte wie-
der die freie Wahl hat, wie er sich 
versichern will. Dies führt dazu, dass 
weniger Geld ins Gesundheitswesen 
gepumpt und der Automatismus der 
steigenden Kostenspirale gebremst 
werden kann. 

Sozial schwache Personen können 
noch immer zwangsversichert wer-
den, so, wie dies vor dem Obligato-
rium der Fall war. Dazu braucht es 
aber keine Luxusgrundversiche-
rung, welche alles beinhaltet, son-
dern eine solide Basisversicherung. 
Dies kommt in jedem Falle immer 
noch günstiger, als das heutige 
System, welches vor dem Kollaps 
steht. 

Die Motion, welche in der Som-
mersession eingereicht wurde, 
mit dem Ziel, das Obligatorium 
aufzuheben, ist deshalb zu unter-
stützen. Flankierend dazu ist der 
Vertragszwang aufzuheben, so-
dass die Versicherungen die Mög-
lichkeit haben, die schwarzen 
Schafe unter den Leistungserbrin-
gern auszuschliessen.  

Seit der Einführung des Obligatoriums im Jahre 1996 sind die Krankenkassenprämien re-
gelrecht explodiert. Gegen den Willen der SVP wurde in der Volksabstimmung 1994 das 
Obligatorium durchgesetzt. Die Befürworter aus SP und FDP haben dem Volk damals ver-
sprochen, dass mit der Revision und Einführung des Obligatoriums die Prämien leicht 
ansteigen und sich dann stabilisieren würden. 
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Am 10. Juni hat der Nationalrat 
mit seinem NEIN zum Vorschlag 
der Einigungskonferenz die ge-
plante Revision des Militärgeset-
zes endgültig beerdigt. Dies ist 
nach einer langen Zeit der Diffe-
renzbereinigung ein grosser Er-
folg für die SVP. Was genau wollte 
diese Revision?

Christian Miesch: Mit der Revision 
des Militärgesetzes sollte die Mög-
lichkeit geschaffen werden, militä-
rische Ausbildungsbedürfnisse und 
Einsätze im Ausland gesetzlich zu 
verankern und damit auszubauen. 
Ein zentraler Punkt war dabei das 
geplante WK-Obligatorium für me-
chanisierte Truppen auf ausländi-
schen Waffenplätzen. Damit sollten 
Milizsoldaten zu Ausland-WK ge-
zwungen werden können. Überdies 
hätten in einer weiteren geplanten 
Änderung Berufssoldaten zu  Aus-
landeinsätzen verpfl ichtet werden 
können. Dies hätte das Ende der 

Freiwilligkeit von Auslandeinsätzen 
bedeutet und wäre ein klares Zei-
chen für die Forcierung der Operati-
onen im Ausland gewesen. 
 
Darüber hinaus wollte der Bundesrat 
auch eine grundlegende Kompetenz-
verlagerung zu seinen Gunsten durch-
boxen, welche ihm mehr Bewilligun-
gen von Auslandeinsätzen ohne Beizug 
des Parlaments ermöglichen sollte.

Warum hat sich die SVP gegen 
diese Revision ausgesprochen? 

Auslandeinsätze müssen klar frei-
willig bleiben! Am 10. Juni 2001 
(also auf den Tag genau acht Jahre 
vor dem NEIN zur geplanten Revision 
des Militärgesetzes) bejahte das 
Schweizer Stimmvolk mit 51 % Ja-
Stimmen die bewaffneten Ausland-
einsätze. Wiederholt wurde damals 
beteuert und in der Abstimmungs-
broschüre auch mehrmals festge-
halten, dass die Teilnahme an be-

Nationalrat Christian Miesch, Tittterten (BL) über Revision des Militärgesetzes

«Auslandeinsätze 
müssen freiwillig 
bleiben!»

waffneten Auslandeinsätzen für alle 
Beteiligten freiwillig ist. Dieses Ver-
sprechen gegenüber dem Stimmvolk 
wollten Bundesrat und Ständerat mit 
dieser Revision  klammheimlich bre-
chen.  

Doch in erster Linie wehrten wir uns 
gegen das geplante Obligatorium für 
Ausland-WK. Ich bin klar der Mei-
nung, dass der Soldat seinen WK in 
der Schweiz absolvieren muss und 
dort ausgebildet werden soll, wo 
auch ein allfälliger Ernstfall eintreten 
würde. Unser Milizsystem basiert auf 
diesen Überlegungen und ist nicht 
mit Wiederholungskursen im Aus-
land – weit weg von Familie und Be-
ruf – vereinbar. 

Im Klartext: Die SVP ist grundsätzlich 
gegen eine weitere Internationalisie-
rung unserer Armee. Auslandeinsät-
ze sollen und dürfen nicht noch wei-
ter ausgebaut werden. Daher war für 
uns von Anfang an klar, dass wir uns 
mit allen Mitteln gegen diese ge-
plante Militärgesetzrevision ausspre-
chen und nötigenfalls das Referen-
dum ergreifen würden. Dies ist ja 
nun zum Glück nicht mehr nötig.

Was sagen Sie zum Vorwurf der 
«unheiligen Allianz» zwischen 
Linken und SVP?

Uns geht es immer und ausschliess-
lich um die Sache. Leider ist es tat-
sächlich so, dass solche Mehrheiten 
nach aussen bizarr wirken. Es ist 
aber eine Hauptaufgabe des Parla-
ments, Mehrheiten zu bilden, auch 
wenn dies oftmals aus ganz unter-
schiedlichen Überlegungen heraus 
geschieht. Leider zwingen uns die 
internationalistischen Mitteparteien 
immer öfters zu diesem Schritt. Ehr-
licherweise muss man aber auch 
festhalten, dass solche punktuellen 
Allianzen mit den Linken auch in an-

deren Sachgeschäften erfolgen und 
auch in der Vergangenheit immer 
wieder vorgekommen sind. Wichtig 
scheint mir aber, dass die Armee in 
Zukunft wieder von den bürgerlichen 
Parteien getragen wird. Alles andere 
wäre nicht ehrlich und scheint mir 
gefährlich zu sein.

Wieso ist es überhaupt so weit ge-
kommen, dass solche Änderungen 
vorgenommen werden sollten?

Dies lässt sich klar auf das Verhalten 
der Mitteparteien im Parlament und 
die internationalen Profi lierungsge-
lüste im Bundesrat zurückführen. Ne-
ben der bekannten Instrumentalisie-
rung unserer Armee durch unsere 
Aussenministerin (die Piratenjagd 
Atalanta ist das aktuellste Prestigeob-
jekt von Frau Calmy-Rey) fi nden sich 
solche Ansichten leider immer mehr 
auch in den angeblich bürgerlichen 
Mitteparteien. So stehen z. B. für die 
FDP ein NATO-Beitritt und weitere in-
ternationale Kooperationen im Zent-
rum – dies letztlich auf Kosten der 
eigenen Verteidigungsfähigkeit, mili-
tärischen und politischen Unabhän-
gigkeit und unserer Neutralität.  Der 
Fokus weg vom Nationalen und hin 
zum Internationalen gefährdet auch 
unser Milizsystem. Es ist höchste Zeit, 
sich wieder auf den Kernauftrag un-
serer Armee zu besinnen: die Vertei-
digung unseres Landes und unserer 
Bevölkerung. In diesem Zusammen-
hang erwarte ich vom neuen Sicher-
heitspolitischen Bericht klare Antwor-
ten und eine Stossrichtung, die es 
wieder erlauben, eine bürgerliche 
Mehrheit im Parlament für Armeefra-
gen zu schaffen.

Zu vermieten inWisen SO

Inmitten einer traumhaften + sonnigen
Juralandschaft mit Aussicht ins Grüne auf
725 müM, je 15 Min. zu Autobahn, nach
Olten und Sissach, neu erstelltes.

3.5 Zi – Stöckli

Neben von uns bewohnten EFH an
Einzelperson oder Paar. Wenn sie diese
einmalige Wohnsituation in Ruhe und mit
Respekt genissen möchten, im Haus nicht
rauchen, dann erwarten wir ihren Anruf
062 293 15 09, abends Alles weitere nach
Vereinbarung. Fam. Stämpfli, Forenweg,
4634Wisen

Zu vermieten
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Am 10 Juni 2001 haben die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger mit 
51 % äusserst knapp die Bewaff-
nungsvorlage bei Auslandeinsätzen 
angenommen. Der Bundesrat machte 
im Abstimmungsbüchlein dazu folgen-
de Erläuterungen: «Angehörige der 
Armee, die an Einsätzen zur Friedens-
förderung teilnehmen, sollen bei Be-
darf als ganze Einheit bewaffnet wer-
den können. Damit können sie sich 
selber schützen und ihren Auftrag er-
füllen. Die Teilnahme an diesen Einsät-
zen ist freiwillig. Für die Schweiz kom-
men solche Engagements nur in Frage, 
wenn ein Mandat der UNO oder der 
OSZE vorliegt. Das Gesetz schliesst die 
Teilnahme von Schweizer Truppen an 
Kampfeinsätzen zur Erzwingung des 
Friedens aus!»
Und weiter: «Die Bewaffnung dient 
aber nicht dazu, mit offensiven 
Kampfeinsätzen den Frieden zu er-
zwingen: Das Gesetz schliesst dies 
ausdrücklich aus. Die Bewaffnung hat 
vielmehr den Zweck, dass die Ange-
hörigen der Armee sich selber schüt-
zen und ihren Auftrag erfüllen können, 
statt auf den Schutz durch ausländi-
sche Truppen angewiesen zu sein.»

Nur acht Jahre später hat die bun-
desrätliche Mehrheit eine abrupte 
Kehrtwendung vollzogen. Unter Fe-
derführung von Calmy-Rey wird ver-
sucht, Detachemente, bestehend 
aus Angehörigen des Armeeaufklä-
rungsdetachements 10, in einen ro-
busten Einsatz am Horn von Afrika 
zu schicken. Robust bedeutet Ein-
sätze, die mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit mit direkten 
Kampfhandlungen verbunden sind! 
Diesen Umstand versucht der Bun-
desrat mit dem neu eingeführten 
Begriff einer international abgestütz-
ten «Polizeiaktion» zu verwedeln.

Es gibt verschiedenste Gründe, wes-
halb die ATALANTA-Aktion zu hinter-
fragen ist:

Es stellt sich erstens die Frage der 
Zuständigkeiten. Warum werden neu 
Polizeieinsätze mit Armeeverbänden 
durchgeführt? Bisher wurde dem 
Grundsatz nachgelebt, dass für Poli-
zeieinsätze die Polizei zuständig ist! 
Ist dieser Begriff allenfalls nur ein 
politisches Feigenblatt dafür, dass 
ein Einsatz von schweizerischen 
Truppen in einem internationalen 
Kampfverband durch die Hintertür 
legitimiert werden kann? 

Tatsache ist weiter, dass internatio-
nale Experten die Wirksamkeit der 
Bekämpfung der Piraterie auf diese 
Art stark in Zweifel ziehen. Teuer und 
ineffi zient lautet deren Beurteilung. 
So wurden zum Beispiel mehrere 
Frachtschiffe aus bewachten Kon-
vois heraus «entführt». Die direkte 
Wirkung der Eskortierung von Frach-
tern, Containerschiffen und Tankern 
durch Schiffe verschiedenster See-
streitkräfte darf also zumindest hin-
terfragt werden. Neben allen neutra-
litätspolitischen Fragen gilt es zu 

Nationalrat Roland F. Borer, Kestenholz (SO)

ATALANTA – ein teurer 
Schuss in den Ofen

überlegen, ob es etwas bringt, wenn 
nun auch noch Schweizer Soldaten 
auf Schiffen der NATO-Verbände 
Dienst zur Bekämpfung der Piraterie 
im Golf von Aden leisten. 

Auch ein direkter Einsatz von 
Schweizer Soldaten zu Gunsten von 
Schiffen, welche im Besitze von 
Reedereien mit Firmenstandort in 
unserem Land sind, wären nur be-
schränkt möglich. Alle dienigen, wel-
che unter einer ausländischen Flag-
ge die Weltmeere befahren – und 
das ist die überwiegende Mehrheit 
– könnten ohne Zustimmung des 
entsprechenden Flaggenstaates 
nicht direkt beschützt werden. Bun-
desrätin Calmy-Rey ist sich neuer-
dings offenbar dieser Problematik 
bewusst. So spricht sie jetzt davon, 
dass es primär um den Schutz inter-
nationaler Nahrungsmitteltransporte 
nach Ostafrika geht.
 
Bezüglich der Gefangennahme von 
Piraten sind ebenfalls Fragen offen. 
Können durch Schweizer Armeean-
gehörige dingfest gemachte Piraten 
zum Beispiel an Kenia ausgeliefert 
werden? Einen Staat, der die Todes-
strafe kennt?

Über die Kosten scheint sich die 
bundesrätliche Mehrheit keine Re-
chenschaft zu geben, nur über die 
Zahlstelle. Bezahlt werden soll die-
ser überaus teure Einsatz durch das 
VBS aus dem Armeebudget. Die Ver-
antwortlichen von bereits im Einsatz 
stehenden Streitkräften sprechen 
mittlerweile von einer Einsatzdauer 
von weit über zehn Jahren im Golf 
von Aden und an der afrikanischen 
Ostküste. Die Kosten für eine 
Schweizer Einheit dürften sich zu-
züglich des notwendigen Backoffi ce 

in der Berner Verwaltung und der für 
den Betrieb notwendigen Infrastruk-
tur jährlich auf einen hohen dreistel-
ligen Millionenbetrag belaufen.

In der Gesamtbeurteilung wird der 
Einsatz ATALANTA zu hohen Kosten 
führen, ohne entsprechende Erhö-
hung der Sicherheit für die schwei-
zerische Hochseeschifffahrt. Gemäss 
Studien der Reedereien wäre es so-
gar wirkungsvoller und preiswerter, 
aus der Staatskasse den Umweg 
über das Kap der guten Hoffnung 
aus der Bundeskasse zu beglei-
chen.

Die durch Frau Calmy-Rey unter gü-
tiger Mithilfe des ehemaligen Vertei-
digungsministers Samuel Schmid 
initiierte «Übung» auf hoher See ist 
aus vorgenannten Fakten für unser 
neutrales Land einerseits und für die 
Armee andererseits ein klassischer 
Schuss in den Ofen. Das Resultat 
dieses Einsatzes wird, realistisch 
beurteilt, immer negativ sein! Es ist 
bedauerlich, dass die Mehrheit der 
Landesregierung einer profi lierungs-
süchtigen Aussenministerin in derar-
tigen Problemfeldern freien Hand-
lungsspielraum gewährt. 

Versprechen des Bundesrates an die Bevölkerung scheinen Aussenministerin Micheline 
Calmy-Rey ziemlich egal zu sein. Nur so ist zu erklären, dass sie mit Nachdruck einen Ein-
satz von Schweizer Soldaten zur Piratenjagd am Horn von Afrika reklamiert! Eigenartig 
erscheint in diesem Zusammenhang zudem die zunehmende Dominanz des Departements 
des Äusseren bei der Federführung bei Armeeeinsätzen.
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In den letzten Jahren hat die Armee 
ihren Kernauftrag zunehmend aus 
den Augen verloren. Die Mitte-links-
Parteien und insbesondere Aussen-
ministerin Calmy-Rey setzten die 
Grundwerte der neutralen Schweiz 
und unserer Milizarmee zugunsten 
weiterer Annäherungen an internati-
onale Bündnisse wiederholt aufs 
Spiel. Auch im Militärbereich wurden 
die Vorbereitungen für einen schritt-
weisen EU-Beitritt vorangetrieben.

Der neue VBS-Chef Ueli Maurer will 
diesen Entwicklungen nun einen 
Riegel schieben. In seiner Ansprache 
an die SVP-Delegierten erläuterte er 
seine Ansichten über «Sicherheit und 
Souveränität». Dass in der Armee 
während Jahren nur auf die Maxime 
Sicherheit durch Kooperation gebaut 
wurde, sei falsch gewesen. «Interna-
tionale Kooperation ist keine Strate-
gie», so der SVP-Bundesrat in sei-
nem Referat, denn dies bedeute 
vielmehr, dass die Verantwortung für 
die Verteidigung an einen anderen 
delegiert werde. «Kooperation bringt 
nicht Sicherheit, sondern Abhängig-
keit im Frieden und Schutzlosigkeit 
im Ernstfall!»

In einer interessanten Podiumsdis-
kussion – moderiert durch den 
Journalisten Beni Gafner – legten 

Delegiertenversammlung der SVP Schweiz

Schweizer Armee: Keine 
neutralitätsfeindlichen 
Experimente im Ausland 

anschliessend die Nationalräte Ro-
land Borer (SVP), Josef Lang (Grü-
ne), Arthur Loepfe (CVP) und FDP-

Ständerat Hans Altherr ihre Positi-
onen zur Frage, in wessen Dienst 
– Landesverteidigung oder Aus-
senpolitik – die Schweizer Armee 
stehen müsse, dar. Während CVP 
und FDP bereit sind, einem verfas-
sungswidrigen (das aktuelle Mili-
tärgesetz verbietet derartige Mis-
sionen) und neutralitätsfeindlichen 
Auslandeinsatz in Somalia zuzu-
stimmen, wehrten sich die SVP 
und die Grünen vehement gegen 
diese Absichten des Bundesrates.
Nach zwei weiteren Grundsatzrefe-
raten wurde über den geplanten 
Anti-Piraten-Einsatz vor Somalia 
diskutiert. Hier wurde rasch klar, 
auch die SVP-Basis will keine Aus-
landsexperimente im Armeebereich 
zulassen, vielmehr müssen wieder 
deren Kernaufgaben im Zentrum 
der militärischen Aktivitäten und 
der entsprechenden Ausbildung 
stehen.

Um diese wichtigen Grundsätze 
verbindlich festzuhalten, verab-
schiedete die Delegiertenver-
sammlung in der Folge auch eine 
Resolution gegen eine Teilnahme 
an der von Bundesrätin Calmy-Rey 
propagierten Piratenjagd (Operati-
on NAVFOR Atalanta). Es gilt die 
fortschreitende Zerstörung unserer 
Neutralität zu stoppen und den au-
ssenpolitischen Aktivismus bei der 
Armee zu beenden. Denn es ste-
hen die Glaubwürdigkeit unserer 
Schweiz und die internationale Ak-
zeptanz von unseren humanitären 
Organisationen auf dem Spiel!

Am 20. Juni 2009 fand in der Schöntalhalle in Altstätten (SG) eine Delegiertenversammlung 
der SVP Schweiz statt. Im Zentrum dieses Anlasses stand die Frage, welchen Zweck die 
Schweizer Armee zu erfüllen hat: Soll sie vermehrt für Auslandeinsätze und für die Aussen-
politik der Schweiz eingespannt werden oder soll sie der Landesverteidigung im Inland 
dienen? Die Antwort der SVP-Delegierten war eindeutig: man will eine starke, glaubwürdi-
ge und unabhängige Verteidigungsarmee zum Schutze unseres Landes und unserer Bevöl-
kerung und lehnt neutralitätsfeindliche Auslandeinsätze ab.

Werbung
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Strafrecht: SVP setzt Verschär-
fungen durch 

Nachdem das schwei-
zerische Strafrecht in 
den letzten 15 Jahren 
zu einem Kuschelstraf-
recht verkommen ist, 
könnte die von der SVP verlangte ausser-
ordentliche Session nun endlich eine 
Trendwende einleiten. Die Beratung im 
Nationalrat hat deutlich aufgezeigt, dass 
das Strafrecht wieder verschärft werden 
muss, um die Sicherheit in der Schweiz zu 
erhöhen. So sollen unter anderem wieder 
kurze Freiheitsstrafen eingeführt und der 
teilbedingte Strafvollzug für Strafen über 
zwei Jahre abgeschafft, das Strafmass bei 
diversen Delikten (insbesondere Vergewal-
tigungen) erhöht und ein nationales Regis-
ter für vorbestrafte Pädophile geschaffen 
werden. Zudem sollen Ausländer, die sich 
weigern sich zu integrieren, ausgeschafft 
und die Möglichkeit geschaffen werden, 
dass kriminelle Ausländer den Strafvollzug 
in den Heimatländern antreten sollen.

Erfolgreicher Kampf gegen 
Scheinehen

Sowohl der National- 
als auch der Ständerat 
folgen einer parlamen-
tarischen Initiative von 
SVP-Präsident Toni 
Brunner, welche die Eheschliessung bei 
rechtswidrigem Aufenthalt in der 
Schweiz unterbinden will. Die bisherige 
Regelung, welche den Zivilstandsämtern 
grossen Erwägungsspielraum ohne klare 
rechtliche Grundlagen überliess, konnte 
die Verhinderung von Scheinehen nicht 
gewährleisten. Mit der Verankerung des 
Grundsatzes des geregelten Aufenthaltes 
in der Schweiz als Voraussetzung für 
eine Heirat auf der Stufe des Zivilgesetz-
buches wird eine bestehende Lücke im 
aktuellen Recht einfach und wirkungs-
voll geschlossen. Rechtskräftig abgewie-
sene Asylsuchende und Illegale, welche 
die Schweiz verlassen müssen, können 
sich künftig der Ausreise nicht mehr 
durch Heirat entziehen.

10-Milliarden-Dollar-Kredit an 
IWF ohne Gegenleistungen

Der Ständerat heisst – 
gegen die Stimmen 
der SVP – einen 10-
Milliarden-Dollar-Kre-
dit zugunsten des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) gut. 
Einmal mehr zeigt sich, dass die Mitte-
links-Mehrheit des Parlamentes sich 
besser darin versteht, internationalen 
Forderungen nachzugeben als sich für 
die Interessen unseres Landes einzuset-
zen. In vorauseilendem Gehorsam 
spricht man einen Kredit für Massnah-
men, welche die G20 beschlossen ha-
ben. An derselben Sitzung wurde zudem 
auch über die «Steueroase» Schweiz 
diskutiert und insbesondere Deutschland 
und die USA erhöhten den Druck auf un-
ser Bankkundengeheimnis erneut. An-
statt sich zu wehren und ein Abwehrdis-
positv im aktuellen Wirtschaftskrieg zu-
rechtzulegen, werden die Erpresser so-
gar belohnt.

CO2-Abgabe: Steuererhöhung 
von 200 Millionen Franken

In der Differenzberei-
nigung stimmt das 
Parlament der CO2-
Teilzweckbindung für 
energetische Gebäu-
desanierungen zu. Damit werden die 
Steuern faktisch um 200 Millionen Fran-
ken pro Jahr erhöht. Die SVP hat sich 
auch in diesem Fall konsequent gegen 
die neuen Abgaben gewehrt und gefor-
dert, dass die vollständige Rückvergü-
tung an die Bevölkerung erhalten bleiben 
müsse, konnte sich aber nicht durchset-
zen. Die SVP hat in der Session eine Mo-
tion eingereicht, in welcher der Bundes-
rat aufgefordert wird, die geplante Ver-
dreifachung der CO2-Abgabe umgehend 
zu sistieren und mittels eines dringlichen 
Bundesbeschlusses dem Parlament eine 
Revision des CO2-Gesetzes vorzulegen, 
die es erlaubt, in Zeiten von Krisen und 
Notlagen die Erhebung der CO2-Abgabe 
vorübergehend ausser Kraft zu setzen.
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Der Erste Bürger kommt in vier von 
sechs welschen Kantonen aus der 
SVP. Ein strahlendes Bild der SVP in 
der Westschweiz!
Sie werden mir sagen, dass der Prä-
sident des kantonalen Parlamentes 
nur ein Ehrentitel sei. Dies ist zum 
Teil richtig, jedoch ist der grosse 
Nutzen für die politische Partei nicht 
zu unterschätzen. Der Präsident des 
Grossen Rates des jeweiligen Kan-
tons leitet die Debatten während den 
Sessionen. Dabei sind Fähigkeiten 
nötig wie rasche Wahrnehmung der 

Aufgaben und der Verantwortungen, 
Lösungsorientierung, strukturiertes 
und organisiertes Vorgehen sowie 
manchmal eine Portion Hartnäckig-
keit.
Der Präsident vertritt seinen Kanton 
an vielen wichtigen und bereichern-
den Anlässen und hat dabei einen 
engen Kontakt mit der Bevölkerung. 
Für unsere SVP-Grossratspräsiden-
ten ergeben sich damit zahlreiche 
Gelegenheiten, die uns von den Me-
dien freudig umgehängten Etiketten 
wie «antisozial, ohne Herz, Rassis-

Gilberte «Doudou» Demont, Ehemalige Koordinatorin der SVP-Westschweiz, 
Murten (FR)

2008–2009 
Historische Jahre für die 
SVP in der Westschweiz

ten» zu zerstreuen. Die Präsidenten 
müssen  diese Gelegenheit nutzen.
Die Objektivität in der Art und Weise, 
wie Parlamentsgeschäfte bearbeitet 
werden und wie Anfragen entgegen-
genommen werden, ist die intellek-
tuelle Ausprägung der Aufgabe. Da-
mit steigt die Glaubwürdigkeit unse-
rer Partei. Der rote Faden des Man-
dats heisst deshalb «Respekt – Geduld 
– Philosophie».
Ein ganzes Jahr mag lang erschei-
nen, wenn man sich die investierte 
Zeit des Präsidenten vorstellt. Aber 

sie kann auch kurz sein, wenn die 
Wahrnehmung der Verantwortung 
betrachtet wird, sollen doch die Prä-
sidentschaft und deren Resultate 
von einer hohen Qualität sein.

Unsere vier kantonalen Parlaments-
präsidenten haben folgende gemein-
samen Punkte:
–  einen guten Sinn für das Boden-

ständige, was bei ihren Berufen 
verständlich ist

–  eine ausgezeichnete Analysefä-
higkeit

–  einen Sinn für Kommunikation
–  die Verantwortung zur Aufgaben-

erfüllung

Da ich sie persönlich kenne, hege 
ich überhaupt keinen Zweifel, dass 
sie ihre Aufgabe beispielhaft erfüllen 
oder erfüllt haben.

Herzlichen Dank, meine Herren 
Grossratspräsidenten. Die SVP der 
Westschweiz ist stolz auf Sie!
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